
 

 

öffentliches Protokoll des Zivilschutzes wegen Kindesraub vom 31.10.205 gegen Art. 147 genfer 

Abkommen IV in Kroatien von der  

Policijska uprava varaždinska (Polizeibehörde Varaždin): 

 Anschrift: Ul. Ivana Milčetića 10, 42 000 Varaždin, Kroatien  
 Telefon (Zentrale): 042 / 372 111 Telefax: 042 / 372 315  
 E-Mail: varazdinska@policija.hr 

Am 06.11.2025 waren die Eltern Susanne Holger HARTLEF von den in Mitleidenschaft gezogenen  

Kinder 

  Silke HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 21.08.2008 

  Julia HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 12.06.2012 

  Constanze HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 25.12.2014 

  Wendy HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 04.03.2017 

  Alex HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 25.07.2019 

  Lilly HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 02.02.2021 

  Arielle HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 17.10.2022  

bei der Polizei und haben einen Rechtasylersuchen abgeben wollen, die zur Entgegennahme 

verpflichteten Polizisten verweigert haben. Die entsprechenden Rechtasylersuchen werden diesem 

Protokoll beigefügt und weltweit veröffentlicht. Die Kinder sind inzwischen am 07.11.2025 

psychosomatisch durch die Folgen der posttraumatischen Belastungsreaktionen erkrankt. 

Das Rechtasylersuchen wird dem Protokoll mit den zur Abgabe vorbereiteten Unterschriften 

beigefügt und gleichzeitig wirksame Rechtbeschwerde wegen schikanöse Aussetzung der 

binnenflüchtigen Eltern eingelegt, da das Wohl der Familie im Heiligen Auftrag verletzt wurde.  

 

 



Neben dem Rechtasylersuchen wurden auch die Rechtvorschriften der ANACOK-Stiftung und des 

CHB-GdM vorgelegt, siehe Bilder, die nicht zur Kenntnis genommen und weitere Auskünfte und 

Hilfen für Binnenflüchtlinge verweigert und sogar mit Gewaltandrohung aus dem öffentlichen 

Polizeigebäude erpreßt und genötigt wurden. Die Polizei habe damit nichts zu tun, obwohl sie die 

Kinder unter Waffengewalt am 31.11.2025 an sich gebracht hatte. 

 

 

 

 

Es wird um schriftliche Erklärung ersucht, 

weil die Polizei Binnenflüchtlingen weder erniedrigend noch abweisend behandeln darf. 

 



 







 



Schlußfolgerung 
 

 Die Kinder der Familie HARTLEF-RINGLEBEN sind als Binnenflüchtlinge im Sinne des 
humanitären Völkerrechts anzusehen. Es gelten die Resolutionen des Völkerrechtes 

 
 UN-RES A/RES/66/164 

Schutz der Menschenrechtsverteidiger, Menschenrechtskommissare und 
Menschenrechtsbeistände. 

Diese Resolution verpflichtet die Staaten, Menschenrechtsverteidiger vor Bedrohung, 
Angriff, Diskriminierung oder Vergeltung zu schützen. 

  
 UN-DOC E/CN.4/2000/62 

Recht der Opfer schwerer Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten auf 
Restitution, Entschädigung und Rehabilitierung. 

Dieses Dokument legt fest, daß Opfer Anspruch auf Wiedergutmachung in Form von 
Talion, Rückgabe, Entschädigung und Rehabilitation haben, unabhängig von 

innerstaatlichen Verfahren. 
  

 UN-RES A/RES/66/165 und E/CN.4/1998/53/Add.2 
Schutz von Binnenflüchtlingen und Betroffenen von staatlicher Gewalt. 

Diese Resolutionen verpflichten die Staaten, Binnenflüchtlingen, Vertriebenen und 
Opfern systematischer Rechtsausfälle Schutz und Rechtshilfe zu gewähren. 

  
 UN-RES A/RES/66/166 
Schutz von Minderheitenrechten. 

Sie stellt klar, dass der Staat verpflichtet ist, Minderheiten vor struktureller 
Diskriminierung, Ausgrenzung oder gewaltsamer Assimilation zu bewahren. 

  
 UN-RES 56/83 

Regeln der Staatenverantwortlichkeit für völkerrechtswidrige Handlungen. 
Besonders maßgeblich: Art. 2–3, 9–11, 28–35, 41, 56, die die Einheit, Haftung und 

Wiederherstellungspflicht des Staates begründen. Diese regeln sind unmittelbar 
zwingendes Recht (ius cogens) und gilt im Verhältnis zwischen Bürger und Staat ohne 

Zustimmungsvorbehalt. 

 

 

2. Europäische Richtlinien 

 Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und Rates vom 25.10.2012 
Über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von Opfern von 

Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI. 
Diese Richtlinie konkretisiert die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Opfer zu informieren, zu 

schützen und Wiedergutmachung zu leisten, unabhängig von nationaler 
Zuständigkeitsstreitigkeit. 

 

 



3. Zwingendes Völkerrecht und öffentliche Ordnung 

 genfer Abkommen IV – SR 0.518.51 (Zivilschutz) 
Art. 132–149 verpflichten die Vertragsstaaten, den Schutz von Zivilisten in 

bewaffneten oder besetzten Gebieten sicherzustellen. 
Verstöße begründen Staatenverantwortlichkeit und unmittelbare Vollstreckungspflicht 

(Talion). 
 ROM-Statut (Art. 6, 38–42 EGBGB) 

definiert die öffentliche Rechtordnung (ordre public) in Verbindung mit dem 
Völkerrecht. 

 

wichtige Resolutionen für Opfer und Binnenflüchtlinge 

 
Resolution / Norm Jahr  Inhalt / Bedeutung 

A/RES/60/147 2005 Grundsätze und Richtlinien über das Recht der Opfer 
schwerer Menschenrechtsverletzungen auf 

Wiedergutmachung (Restitution, Entschädigung, 
Rehabilitation). 

A/RES/58/177 2004 Schutz und Unterstützung von Binnenvertriebenen – 
Verpflichtung der Staaten zum Schutz der Rechte und 

Sicherheit von Binnenflüchtlingen. 
A/RES/68/180 2014 Schutz und Unterstützung von Binnenvertriebenen – 

Wiederholung und Verstärkung der Staatenpflichten 
gemäß internationalen Normen. 

A/RES/78/205 2023 Koordinierung des Schutzes und der Unterstützung 
von Binnenvertriebenen; Aufforderung an Staaten zur 

internationalen Zusammenarbeit. 
A/RES/78/184 2023 Schutz, Unterstützung und dauerhafte Lösungen für 

Binnenvertriebene; Betonung der 
Staatenverantwortlichkeit nach UN-RES 56/83. 

UNSC-Resolution 
1265 

1999 Schutz von Zivilisten in bewaffneten Konflikten – 
Verpflichtung zur Vermeidung und Ahndung von 

Gewalt gegen Zivilisten. 
UNSC-Resolution 

1296 
2000 Ergänzung zu 1265 – Schutz der humanitären Hilfe, 

Zugang für Hilfsorganisationen, Schutz von 
Flüchtlingen und Binnenvertriebenen. 

UN-RES 56/83 2001 Regeln der Staatenverantwortlichkeit – Einheit, 
Haftung und Wiederherstellungspflicht der Staaten 

bei völkerrechtswidrigen Handlungen. 
Genfer Abkommen 
IV – SR 0.518.51 

1949 Zivilschutz und Schutzpflicht gegenüber Zivilisten in 
bewaffneten oder besetzten Gebieten (Art. 132–149). 

Richtlinie 
2012/29/EU 

2012 Mindeststandards für die Rechte, Unterstützung und 
den Schutz von Opfern von Straftaten innerhalb der 

EU. 
ROM-Statut / 

EGBGB Art. 6, 38–
42 

1998  öffentliche Ordnung (ordre public) im Völkerrecht – 
Vorrang des Menschenrechtsschutzes vor nationalen 

Gesetzen. 
 

 



Susanne und Holger HARTLEF-RINGLEBEN 
zur Zeit über ANACOK-Stiftung erreichbar 

Bielfeldtweg 26, [DE-21682] STADE 

 

 

Anspruch auf völkerrechtlichen auf Schutz- und Rechtasyl in der Republik Kroatien für 
die Kinder und Familie HARTLEF-RINGLEBEN 

 
 
An: 
Ministarstvo unutarnjih poslova Republike Hrvatske 
Državno odvjetništvo Republike Hrvatske 
[Adresse der lokalen Polizeidienststelle / Sozialbehörde] 
 
Betreff: 
Anspruch auf völkerrechtlichen auf Schutz- und Rechtasyl (Binnenflucht) der Familie 
HARTLEF-RINGLEBEN – Nichtauslieferung der Kinder in die Bundesrepublik Deutschland 
wegen multipler Rechtwidrigkeiten 
 
1. Anspruch 
 

Die Kinder  

  Silke HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 21.08.2008 
  Julia HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 12.06.2012 
  Constanze HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 25.12.2014 
  Wendy HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 04.03.2017 
  Alex HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 25.07.2019 
  Lilly HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 02.02.2021 
  Arielle HARTLEF-RINGLEBEN, geb. 17.10.2022 
 

sind uns Eltern mit Gewalt und Gewaltandrohung von der Polizei entrissen worden. Der Zivilschutz 

existiert in Kroatien nicht. Wir haben auch keine weiteren Unterlagen über den Vorgang und sind 

desorientiert gelassen worden. 

Wir  Eltern HARTLEF-RINGLEBEN stellen einen völkerrechtlich begründeten Anspruch auf 
Schutz- und Rechtasyl in der Republik Kroatien. Ziel ist der Schutz der sieben minderjährigen 
Kinder vor Abschiebung, Überstellung oder Auslieferung an die Bundesrepublik Deutschland. 
 
Beweise, Begründung und Glaubhaftmachung für den Rechtasyl Art. 12 genfer Abkommen IV: 
 
ANACOK-Stiftung, Expertise vom 03.011.2025 – Art. 12 genfer Abkommen IV  
CHB-GdM vom 04./05.11.2025 – Art. 149 genfer Abkommen IV 
 
 
 
 



 
 
 
2. Rechtgrundlage (zwingend) 
 

Art. 1–12, 27, 132–149 genfer Abkommen IV (Schutz von Zivilisten, Schutz der Familie) 
Art. 43, 73, 95 UN-Charta (Schutzpflicht bei staatlichem Versagen) 
Art. 3, 6, 8, 13 EMRK (körperliche Unversehrtheit, Familienleben, rechtliches Gehör) 
Zusatzprotokolle I–III 
EU-Rechtsprechung zum Kindeswohl (EuGH C-540/03, C-244/06, C-129/18, C-112/20) 
Art. 140 kroatische Verfassung (Völkerrechtsvorrang) 
UN-RES 56/83 (Staatenverantwortlichkeit, Art. 3, 14–17, 28–35, 56) 
 
3. Tatsachen 
 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden die Kinder ohne rechtmäßigen 
Anhörungsanspruch, ohne medizinische Grundlage und unter Anwendung von Zwang und 
fingierten Behauptungen entzogen. 160 Seiten Rechtbeschwerde wurden nicht bearbeitet → 
Stillstand der Rechtspflege (EGMR 75529/01). Die Familie befindet sich dadurch gemäß 
UNHCR-Definition in Binnenflucht. Eine wirksame Rechtbeschwerde ist in der 
Bundesrepublik Deutschland wegen Brandmarkung ausgeschlossen. 
 
 
4. medizinische Untersuchung in Kroatien 
 
Datum: 01.11.2025 
Ergebnis: ICD-10: Z00 (unauffällig) 

keine Verletzungen 
keine Mißhandlung 
keine Kindeswohlgefährdung 
→ ein Entzug ist objektiv nicht begründbar. 

 
 
5. Rechtfolgen für Kroatien 
Als Vertragsstaat des genfer Abkommens (Beitritt 11.05.1992 / in Kraft 08.10.1991) besteht: 
 
- Prüfpflicht 
- Schutzpflicht 
- Mitwirkungsverbot an völkerrechtswidrigen Maßnahmen (Art. 16–17 UN-RES 56/83) 
 
6. Prozeßhindernisse in Deutschland 
 

§§ 40, 41 ZPO (Unzuständigkeit) 
§§ 40, 80 VwGO (kein verfassungsrechtlicher Streit) 
§ 20 (2) GVG (Behördenversagen) 
→ kein wirksamer Rechtsweg 
 
 
7. Forderung 
Die Republik Kroatien wird aufgefordert: 



 
- keine Übergabe, Abschiebung oder Rückführung der Kinder an deutsche Behörden 
vorzunehmen. 
- Asylschutz zu gewähren, bis ein völkerrechtliches Schiedsverfahren (Art. 149 GA IV) 
abgeschlossen ist. 
- sämtliche Unterlagen an das CHB-GdM Ankara (Schutzmachtgericht) zu übermitteln. 
 
Rechtwahl im öffentlichen Recht: Völkerrecht 
Kurator: ANACOK-Stiftung – Zivilschutz  
Gerichtstand: CHB-GdM  (für alle Staaten in Art. 43, 73, 95 UN-Charta) 
 
 
8. Status 
Die Familie HARTLEF-RINGLEBEN ist im Zentralmeldeamt unter Art. 140 genfer 
Abkommen IV gemeldet : 

→ geschützte Zivilisten 
→ Subsidiaritätsimmunität 

 
 
9. Schlußformel 
Im zwingenden Völkerrecht gilt: 
Das Kindeswohl hat absoluten Vorrang (EuGH C-540/03, Art. 24 EU-GRC) 
Die Übergabe der Kinder an Deutschland wäre eine völkerrechtswidrige Kollaboration, daher 
unzulässig. 
 
Beweise: 
 ANACOK-Stiftung, Expertise vom 03.011.2025 – Art. 12 genfer Abkommen IV  
CHB-GdM vom 04./05.11.2025 – Art. 149 genfer Abkommen IV 
 

 
 

 
06.112025, Unterschrift:  Susanne und Holger HARTLEF-RINGLEBEN  

 
 Kommunikation erreichbar unter:Tel: WhatsAPP       +49 176 92321661                            

 
Hinweis zur Übergabe 
 
- Abgabe bei der Polizei Varaždin 
- Protokollierung und Kommunikationsdaten verlangen 
          Tel. Fax, Mail, Adressse, Namen  
- Aktenzeichen  
- zusätzlich per Einschreiben ans Justizministerium – Registrierung (Mails liegen vor) 
 

 

 

 

 



Susanne i Holger Hartlef-Ringleben 
Trenutno dostupno putem Zaklade ANACOK 

Bielfeldtweg 26, [DE-21682] STADE 

 

 

Pravo na zaštitu i pravni azil prema međunarodnom pravu u Republici Hrvatskoj za 
djecu i obitelj HARTLEF-RINGLEBEN 

 
 
Do: 
Ministarstvo unutarnjih poslovi Republika Hrvatska  
država odvjetništvo Republika Hrvatske  
[Adresa lokalne policijske postaje / odjela za socijalne usluge] 
 
Referenca: 
Zahtjev obitelji Hartlef-Ringleben za međunarodnu zaštitu i pravni azil (interno raseljavanje) 
– neizručenje djece Saveznoj Republici Njemačkoj zbog višestrukih nezakonitosti 
 
1. Zahtjev 
 

Djeca 

  Silke Hartlef-Ringleben , rođena 21. kolovoza 2008 
  Julia HARTLEF-RINGLEBEN , rođena 12. lipnja 2012. 
  Constanze Hartlef-Ringleben , rođena 25. prosinca 2014 
  Wendy HARTLEF-RINGLEBEN , rođena 4. ožujka 2017. 
  Alex HARTLEF-RINGLEBEN , rođen 25. srpnja 2019. 
  Lilly HARTLEF-RINGLEBEN , rođena 2. veljače 2021. 
  Arielle HARTLEF-RINGLEBEN , rođena 17. listopada 2022. 
 

Policija nam je nasilno i nasilno oduzela djecu. Civilna zaštita u Hrvatskoj ne postoji. Nismo dobili 

nikakvu daljnju dokumentaciju o incidentu i ostali smo dezorijentirani. 

Mi, roditelji obitelji Hartlef-Ringleben, podnosimo zahtjev za međunarodnopravnu zaštitu i 
pravni azil u Republici Hrvatskoj. Naš je cilj zaštititi našu sedmero maloljetne djece od 
deportacije, transfera ili izručenja Saveznoj Republici Njemačkoj. 
 
Dokazi, opravdanje i potkrepljenje za pravni azil (članak 12. Četvrte Ženevske konvencije): 
 
Zaklada ANACOK, Stručno izvješće od 3. studenog 2025. – Članak 12. Ženevske konvencije 
IV 
CHB- GdM od 04/05. studenog 2025. – članak 149. Ženevske konvencije IV 
 
 



 
 
 
 
 
2. Pravna osnova (obavezno) 
 

Članci 1–12, 27, 132–149 Četvrte Ženevske konvencije (Zaštita civila, zaštita obitelji) 
Članci 43, 73, 95 Povelje UN-a (dužnost zaštite u slučaju neuspjeha države) 
Članci 3., 6., 8. i 13. Europske konvencije o ljudskim pravima (tjelesni integritet, obiteljski 
život, pravo na saslušanje) 
Dodatni protokoli I–III 
Sudska praksa EU o najboljem interesu djeteta ( ECJ C-540/03, C-244/06, C-129/18, C-
112/20) 
Članak 140. Ustava Republike Hrvatske (primat međunarodnog prava) 
Rezolucija UN-a 56/83 (Odgovornost države, članci 3, 14–17, 28–35, 56) 
 
3. Činjenice 
 

U Saveznoj Republici Njemačkoj djeca su odvedena bez pravno valjanog prava na saslušanje, 
bez medicinske osnove te uz korištenje prisile i izmišljenih optužbi. Žalba od 160 stranica nije 
obrađena → zastoj pravosudnog sustava (ESLJP 75529/01). Kao rezultat toga, obitelj je 
interno raseljena prema definiciji UNHCR-a. U Saveznoj Republici Njemačkoj je 
onemogućena učinkovita pravna žalba zbog stigmatizacije obitelji. 
 
 
4. liječnički pregled u Hrvatskoj 
 
Datum: 1. studenog 2025.  
Rezultat:  ICD-10: Z00 (bez značajnih znakova) 

Nema ozljeda,  
nema zlostavljanja ,  
nema ugrožavanja dobrobiti djeteta → oduzimanje je objektivno neopravdano. 

 
 
5. Pravne posljedice za Hrvatsku 
Kao država ugovornica Ženevske konvencije (pristup 11.05.1992. / na snazi 08.10.1991.), 
primjenjuje se sljedeće: 
 
- Dužnost ispitivanja - Dužnost zaštite - Zabrana sudjelovanja u mjerama suprotnim 
međunarodnom pravu (članci 16.-17. Rezolucije UN-a 56/83) 
 
6. Prepreke pravnim postupcima u Njemačkoj 
 

Članci 40., 41. Zakona o građanskom postupku (nedostatak nadležnosti),  
članci 40., 80. Zakona o upravnom sudskom postupku (nema ustavnog spora), članak 20. (2.) 
Zakona o ustavu sudova (nedjelovanje vlasti) → nema učinkovitog pravnog lijeka 



 
 
 
 
7. Potražnja 
Republika Hrvatska se poziva da: 
 
- ne predati, ne deportirati ili ne vratiti djecu njemačkim vlastima. - odobriti azilantsku zaštitu 
dok se ne završi međunarodni arbitražni postupak (čl. 149. GA IV). - proslijediti sve 
dokumente CHB- GdM Ankara (sud zaštitničke vlasti). 
 
Izbor prava u javnom pravu: Međunarodno pravo 
Kustos: Zaklada ANACOK – Civilna zaštita 
Mjesto nadležnosti: CHB- GdM (za sve države iz članaka 43, 73, 95 Povelje UN-a) 
 
 
8. Status 
Obitelj HARTLEF-RINGLEBEN registrirana je u Središnjem matičnom uredu prema članku 
140. Četvrte ženevske konvencije : 

→ zaštićeni civili  
→ supsidijarni imunitet 

 
 
9. Završna formula 
Prema imperativnim normama međunarodnog prava,  
najbolji interesi djeteta imaju apsolutni prioritet ( ECJ C-540/03, članak 24. Povelje EU o 
temeljnim pravima).  
Prebacivanje djece u Njemačku predstavljalo bi suradnju protivnu međunarodnom pravu i 
stoga je nedopustivo. 
 
Dokazi: 
Zaklada ANACOK, Stručno izvješće od 3. studenog 2025. – Članak 12. Ženevske konvencije 
IV 
CHB- GdM od 04/05. studenog 2025. – članak 149. Ženevske konvencije IV 
 

 
 

 
06.11.2025., Potpis: Susanne i Holger HARTLEF-RINGLEBEN 

 
Kontakt putem: Tel : WhatsApp     +49 176 92321661 

 
Napomena u vezi s primopredajom 
 
- Podnijeti policijskoj postaji Varaždin -  
Zatražiti  
dokumentaciju i kontakt podatke (telefon, faks, e-pošta, adresa , ime)  
- Broj predmeta - Dodatno, poslati preporučenom poštom Ministarstvu pravosuđa - 
Registracija (e-mail adrese su u evidenciji) 
 



 

Die Polizei hat gemäß den zwingenden Regeln nach dem Informationsfreiheitsgesetz der 

Bundesrepublik Deutschland, da sie mit Scheinargumenten (Papieren) argumentieren jede Auskunft, 

insbesondere bei Binnenflüchtlingen und Opfern von Regierungsverbrechen zu geben, da die Kinder 

auch völkerrechtliche Immunitäten haben und ein Subsidaritätsverbot besteht.  Die 

 Immunitäten und Vorrechte sind mißachtet 

 die Rechtwahl, 

 die Treuhand, 

 der Gerichtstand  

sind verletzt. 

Es wird um schriftliche Erklärung ersucht, 
weil die Polizei Binnenflüchtlingen weder erniedrigend noch abweisend behandeln darf. 

  
 UN-RES A/RES/66/165 und E/CN.4/1998/53/Add.2 

Schutz von Binnenflüchtlingen und Betroffenen von staatlicher Gewalt. 
Diese Resolutionen verpflichten die Staaten, Binnenflüchtlingen, Vertriebenen und 

Opfern systematischer Rechtsausfälle Schutz und Rechtshilfe zu gewähren. 

Die Polizei in Policijska uprava varaždinska (Polizeibehörde Varaždin) wird im öffentlichen 
Recht ersucht die Verfahrensaktennummern und die Verantwortlichen der Aktion vom 
31.10.2025 herauszugeben und den Kindesentzug sofort zu beenden (ANACOK-Stiftung Art. 
12 Genfer Abkommen IV – SR 0.518.51). Die Polizei muß Folge leisten. 

Kontaktdaten: 

 Hochkommissariat für Menschenrecht des Zivilschutzes – ZMA 

Außenstelle: ANACOK-Stiftung, Bielfeldtweg 26, [DE-21682] STADE 
Task-Force-Tel: 0049-178-1123-682   Fax: 0049-4141-8066149 
Mail: legal.department@anacok.org                         

ZMA- BiH, 07.11.2025- leo 

 



 

 

Публичный протокол гражданской защиты о похищении детей от 31.10.2005 г. в соответствии 

со статьей 147 Четвертой Женевской конвенции в Хорватии 

Полиция управа Вараждинская ( Вараждинское отделение полиции ): 

 Адрес: Ул. Ивана Милчетича 10, 42 000 Вараждин , Хорватия 
 Телефон (коммутатор): 042 / 372 111 Факс: 042 / 372 315 
 Электронная почта: varazdinska@policija.hr 

6 ноября 2025 года среди пострадавших детей была и ее мать Сюзанна Хольгер Хартлеф . 

Силке Хартлеф-Ринглебен родилась 21 августа 2008 г. 

Юлия Хартлеф-Ринглебен, родилась 12 июня 2012 года 

Констанция Хартлеф-Ринглебен родилась 25 декабря 2014 г. 

Венди ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН, родилась 4 марта 2017 г. 

Алекс ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН, родился 25 июля 2019 г. 

Лилли ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН, родилась 02.02.2021 

Ариэль ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН, родилась 17.10.2022 

Они обратились в полицию и хотели подать ходатайство о предоставлении убежища, но 

сотрудники полиции, обязанные принимать такие ходатайства, отказали. Соответствующие 

ходатайства о предоставлении убежища прилагаются к настоящему протоколу и будут 

опубликованы по всему миру. С 7 ноября 2025 года у детей развились психосоматические 

заболевания, вызванные последствиями посттравматических стрессовых реакций. 

Прошение о предоставлении законного убежища прилагается к протоколу с подготовленными 

для подачи подписями, и одновременно подается эффективная юридическая жалоба в связи с 

жестоким оставлением внутренне перемещенных родителей, поскольку было нарушено 

благополучие семьи в Священной Миссии. 

 

 



Помимо заявления о предоставлении убежища, были также представлены правовые акты 

Фонда ANACOK и CHB- GdM (см. изображения). Эти акты были проигнорированы, а в 

предоставлении дополнительной информации и помощи внутренне перемещенным лицам 

было отказано. Заявителей даже вымогали и принуждали покинуть полицейский участок под 

угрозой насилия. Полиция заявила о своей непричастности к этому, хотя 31 ноября 2025 года 

они забрали детей под охрану под дулом пистолета. 

 

 

 

 

Запрошено письменное заявление. 

поскольку полиции не позволено обращаться с внутренне перемещенными 
лицами унизительно или пренебрежительно. 

 



 







 



Заключение 
 

 семьи ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН ДОЛЖНЫ СЧИТАТЬСЯ ВНУТРЕННЕ 
ПЕРЕМЕЩЕННЫМИ ЛИЦАМИ В СООТВЕТСТВИИ С МЕЖДУНАРОДНЫМ 
ГУМАНИТАРНЫМ ПРАВОМ. ПРИМЕНЯЮТСЯ положения международного 
права . 

 
 Резолюция ООН A/RES/66/164 «  

Защита правозащитников, уполномоченных по правам человека и защитников 
прав человека».  

Эта резолюция обязывает государства защищать правозащитников от угроз, 
нападений, дискриминации и репрессий. 

  
 Документ ООН E/CN.4/2000/62:  

Право жертв серьёзных нарушений прав человека и основных свобод на 
возмещение ущерба, компенсацию и реабилитацию.  

В этом документе установлено, что жертвы имеют право на возмещение ущерба 
в форме талиона, реституции, компенсации и реабилитации, независимо от 

внутренних процедур. 
  

 Резолюции ООН A/RES/66/165 и E/CN.4/1998/53/Add.2  
о защите внутренне перемещенных лиц и жертв государственного насилия.  

Эти резолюции обязывают государства предоставлять защиту и правовую 
помощь внутренне перемещенным лицам, внутренне перемещенным лицам и 

жертвам систематических нарушений верховенства права. 
  

 Резолюция ООН A/RES/66/166  
о защите прав меньшинств  

разъясняет , что государство обязано защищать меньшинства от структурной 
дискриминации, исключения или принудительной ассимиляции. 

  
 Резолюция ООН 56/83  

устанавливает правила ответственности государств за действия, 
противоречащие международному праву.  

Особое значение имеют статьи 2–3, 9–11, 28–35, 41 и 56 , которые 
устанавливают единство, ответственность и обязанность государства 
восстановить государство. Эти правила являются непосредственно 

императивными нормами ( ius). cogens ) и применяется в отношениях между 
гражданином и государством без оговорки о согласии. 

 

2. Европейские рекомендации 

 Директива 2012/29/EU Европейского парламента и Совета от 25 октября 2012 года  
о минимальных стандартах прав, поддержки и защиты жертв преступлений, 

заменяющая Рамочное решение 2001/220/JHA.  
Эта Директива устанавливает обязанность государств-членов информировать, защищать 

и предоставлять возмещение ущерба жертвам, независимо от наличия национального 
спора о юрисдикции. 



3. Обязательное международное право и общественный порядок 

 Статьи 132–149 Женевской конвенции IV – SR 0.518.51 (Гражданская 
оборона)  

обязывают договаривающиеся государства обеспечивать защиту гражданского 
населения на территориях, находящихся под охраной государства или 

оккупированных.  
Нарушения этих положений влекут за собой ответственность государства и 

немедленное исполнение (талион). 
 Римский статут (ст. 6, 38–42 EGBGB)  

определяет публичный правопорядок ( ordre public ) во взаимосвязи с 
международным правом. 

 

Важные резолюции для жертв и внутренне перемещенных лиц 

 
Разрешение / Стандарт Год Содержание/Смысл 

A/RES/60/147 2005 Принципы и руководящие положения, касающиеся права 
жертв серьезных нарушений прав человека на возмещение 

ущерба (реституция, компенсация, реабилитация). 
A/RES/58/177 2004 Защита и поддержка внутренне перемещенных лиц – 

обязанность государств защищать права и безопасность 
внутренне перемещенных лиц. 

A/RES/68/180 2014 Защита и помощь внутренне перемещенным лицам – 
подтверждение и укрепление обязательств государств в 

соответствии с международными стандартами. 
A/RES/78/205 2023 Координация защиты и поддержки внутренне перемещенных 

лиц; призыв к государствам к международному 
сотрудничеству. 

A/RES/78/184 2023 Защита, поддержка и долгосрочные решения для внутренне 
перемещенных лиц; акцент на ответственности государства в 

соответствии с резолюцией ООН 56/83. 
Резолюция Совета 

Безопасности ООН 1265 
1999 Защита гражданских лиц в вооруженных конфликтах – 

обязательство предотвращать и наказывать насилие в 
отношении гражданских лиц. 

Резолюция Совета 
Безопасности ООН 1296 

2000 Дополнение к статье 1265 – Защита гуманитарной помощи, 
доступ организаций по оказанию помощи, защита беженцев и 

внутренне перемещенных лиц. 
Резолюция ООН 56/83 2001 Правила ответственности государств – единство, 

ответственность и обязанность государств восстанавливаться 
в случае деяний, противоречащих международному праву. 

Женевская конвенция 
IV – SR 0.518.51 

1949 Гражданская оборона и обязанность защищать гражданское 
население на вооруженных или оккупированных территориях 

(статьи 132–149). 
Директива 2012/29/ЕС 2012 Минимальные стандарты прав, поддержки и защиты жертв 

преступлений в ЕС. 
Римский статут / 
Вводный закон к 

Германскому 
гражданскому 

уложению (EGBGB) Ст. 
6, 38–42 

1998 Общественный порядок (ordre public ) в международном 
праве – приоритет защиты прав человека над национальными 

законами. 

 



 

Сюзанна и Хольгер Хартлеф-Ринглебен 
В настоящее время доступен через Фонд ANACOK 

Бильфельдтвег 26, [DE-21682] STADE 

 

 

Право на защиту и законное убежище в соответствии с международным правом в 
Республике Хорватия для детей и семьи ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН 

 
 
К: 
Министерство unutarnjih послова Республика Хорватское  
государство odvjetništvo Республика Hrvatske  
[Адрес местного отделения полиции/отдела социальных услуг] 
 
Ссылка: 
Требование семьи Хартлеф-Ринглебен о предоставлении международной защиты и 
правового убежища (внутреннее перемещение) – невыдача детей Федеративной 
Республике Германии из-за многочисленных нарушений 
 
1. Заявление 
 

Дети 

  Силке Хартлеф-Ринглебен родилась 21 августа 2008 г. 
  Юлия ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН , родилась 12 июня 2012 года 
  Констанция Хартлеф-Ринглебен родилась 25 декабря 2014 г. 
  Венди ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН , родилась 4 марта 2017 г. 
  Алекс ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН , родился 25 июля 2019 г. 
  Лилли ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН , родилась 2 февраля 2021 г. 
  Ариэль ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН , родилась 17 октября 2022 года 
 

Наших детей силой и жестоко забрала у нас полиция. В Хорватии не существует гражданской 

обороны. Мы не получили никаких дополнительных документов об инциденте и остались в 

полном недоумении. 

Мы, родители семьи Хартлеф-Ринглебен, заявляем о предоставлении защиты и 
убежища в Республике Хорватия в соответствии с международным правом. Наша цель 
— защитить наших семерых несовершеннолетних детей от депортации, передачи или 
экстрадиции в Федеративную Республику Германия. 
 
Доказательства, обоснование и обоснование предоставления правового убежища (статья 12 
Четвертой Женевской конвенции): 
 
Фонд ANACOK, Экспертный отчет от 3 ноября 2025 г. – Статья 12 Женевской 
конвенции IV 
CHB - GdM от 04/05 ноября 2025 г. – Статья 149 Четвертой Женевской конвенции 
 
 



 
 
2. Правовая основа (обязательно) 
 

Статьи 1–12, 27, 132–149 Четвертой Женевской конвенции (Защита гражданских лиц, 
защита семьи) 
Статьи 43, 73, 95 Устава ООН (обязанность защищать в случае несостоятельности 
государства) 
Статьи 3, 6, 8, 13 ЕКПЧ (физическая неприкосновенность, семейная жизнь, право быть 
услышанным) 
Дополнительные протоколы I–III 
Судебная практика ЕС о наилучших интересах ребенка ( ECJ C-540/03, C-244/06, C-
129/18, C-112/20) 
Статья 140 Конституции Хорватии (верховенство международного права) 
Резолюция ООН 56/83 (Ответственность государств, статьи 3, 14–17, 28–35, 56) 
 
3. Факты 
 

В Федеративной Республике Германии дети были изъяты без законного права на 
слушание, без медицинских оснований, а также с применением принуждения и 
сфабрикованных обвинений. 160-страничная апелляция не была рассмотрена → 
патовая ситуация в системе правосудия (ЕСПЧ 75529/01). В результате семья является 
внутренне перемещенной согласно определению УВКБ ООН. Эффективное 
обжалование в Федеративной Республике Германии невозможно из-за стигматизации 
семьи. 
 
 
4. медицинское обследование в Хорватии 
 
Дата: 1 ноября 2025 г.  
Результат:  МКБ-10: Z00 (без особенностей) 

Отсутствие травм,  
жестокого обращения ,  
угрозы благополучию ребенка → отказ объективно необоснован. 

 
 
5. Правовые последствия для Хорватии 
В качестве государства-участника Женевской конвенции (присоединение 11.05.1992 / 
вступило в силу 08.10.1991) применяется следующее: 
 
- Обязанность проводить проверку. - Обязанность защищать. - Запрет на участие в 
мерах, противоречащих международному праву (статьи 16–17 Резолюции ООН 56/83). 
 
6. Препятствия к судебному разбирательству в Германии 
 

Статьи 40, 41 Гражданского процессуального кодекса (отсутствие юрисдикции),  
статьи 40, 80 Закона об административном судопроизводстве (отсутствие 
конституционного спора), статья 20 (2) Закона о судоустройстве (неспособность 
органов власти) → отсутствие эффективного средства правовой защиты 



 
 
7. Спрос 
Республика Хорватия призвана: 
 
- не передавать, не депортировать и не возвращать детей властям Германии. - 
предоставлять убежище до завершения процедуры международного арбитража (ст. 149 
GA IV). - передавать все документы в CHB- GdM Ankara (суд защитной силы). 
 
Выбор права в публичном праве: международное право 
Куратор: Фонд ANACOK – Гражданская защита 
Место юрисдикции: CHB- GdM (для всех государств в статьях 43, 73, 95 Устава ООН) 
 
 
8. Статус 
Семья ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН зарегистрирована в Центральном ЗАГСе в 
соответствии со статьей 140 Четвертой Женевской конвенции : 

→ защищенные гражданские лица  
→ субсидиарный иммунитет 

 
 
9. Заключительная формула 
Согласно императивным нормам международного права,  
наилучшие интересы ребёнка имеют абсолютный приоритет ( Суд ЕС C-540/03, ст. 24 
Хартии основных прав ЕС).  
Передача детей в Германию представляла бы собой сотрудничество, противоречащее 
международному праву, и поэтому недопустима. 
 
Доказательства: 
Фонд ANACOK, Экспертный отчет от 3 ноября 2025 г. – Статья 12 Женевской 
конвенции IV 
CHB - GdM от 04/05 ноября 2025 г. – Статья 149 Четвертой Женевской конвенции 
 

 
 

 
06.11.2025, Подпись: Сюзанна и Хольгер ХАРТЛЕФ-РИНГЛЕБЕН 

 
Связь доступна через: Тел .: WhatsApp       +49 176 92321661                            

 
Примечание относительно передачи 
 
- Подать в полицию Вараждина  
- Запросить документы и контактную информацию (телефон, факс, электронная почта, 
адрес , имя)  
- Номер дела - Кроме того, отправить заказным письмом в Министерство юстиции - 
Регистрация (адреса электронной почты находятся в деле) 
 

 



 

Согласно обязательным нормам Закона о свободе информации Федеративной Республики 

Германии, полиция обязана предоставлять всю информацию, особенно в отношении 

внутренне перемещенных лиц и жертв правительственных преступлений, поскольку они 

приводят неправдоподобные аргументы (документы), поскольку дети также имеют 

иммунитеты в соответствии с международным правом, и действует принцип субсидиарности . 

 Иммунитеты и привилегии не принимаются во внимание. 

 выбор права, 

 доверие, 

 место юрисдикции 

получили ранения. 

Запрошено письменное объяснение , поскольку  
полиция не должна обращаться с внутренне перемещенными лицами унизительно 

или пренебрежительно. 

 
 Резолюции ООН A/RES/66/165 и E/CN.4/1998/53/Add.2  

о защите внутренне перемещенных лиц и жертв государственного насилия.  
Эти резолюции обязывают государства предоставлять защиту и правовую помощь 

внутренне перемещенным лицам, внутренне перемещенным лицам и жертвам 
систематических нарушений верховенства права. 

Полиция в Полицийске управа В соответствии с публичным правом Вараждинскому 
полицейскому управлению предписано раскрыть номера дел и имена лиц, 
ответственных за действия от 31 октября 2025 года, а также немедленно прекратить 
похищение ребёнка (Фонд ANACOK, ст. 12, Женевская конвенция IV – SR 0.518.51). 
Полиция обязана подчиниться. 

Контактные данные: 
Верховная комиссия по правам человека Агентства гражданской защиты (CMA) 

Филиал: Фонд ANACOK, Бильфельдтвег 26, [DE-21682]  
Целевая группа STADE Тел.: +49-178-1123-682 Факс: +49-4141-8066149  
Электронная почта: legal.department@anacok.org                         

ZMA- BiH , 07.11.2025- leo 

































































 

 

 


